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ZEITGESPRÄCH

Brauchen wir eine strategische 
Hochtechnologiepolitik?

Deutschland und Europa laufen Gefahr, bei den neuen Schlüsseltechnologien 
den Anschluß an Japan zu verlieren. Worauf ist dies zurückzuführen ? 

Brauchen wir eine strategische Hochtechnologiepolitik?

Konrad Seitz

Für eine Hochtechnologiepolitik der Bundesregierung

W ir stehen mitten in einer zwei
ten industrielen Revolution, 

die angetrieben wircvon fünf neuen 
Schlüsseltechnolog'en: Informa
tionstechnik, Gertechnik, neue 
Werkstofftechnik, neue Energietech
nik, Raumfahrttechrik. Deutschland 
und Europa aber kcnmen in dieser 
Revolution nicht mi. Die biotechni
sche Industrie, die zu Beginn des 
21. Jahrhunderts eireder großen In
dustrien der Welt sein wird, hat sich 
in Deutschland erslgar nicht gebil
det. Die Halbleiter- die Computer- 
und die Unterhaltuigselektronik-In- 
dustrie sind schwaci entwickelt und 
vom Untergang bedroht; ob sich 
nach Verlust diese Industrien die 
Werkzeugmaschinen- und die Tele- 
kommunikationsindüstrie halten las
sen, ist fraglich. Wrd also nun Eu
ropa absteigen, so vie an der Wende 
zum 19. Jahrhundei China und In
dien, die bei der ersten industriellen 
Revolution nicht mitnachten, absan
ken?

Nun, solche Sorcen sind fern von 
unseren Ökonomei. „Dann produ
zieren wir eben etwis anderes“ , ant
wortete ein führenier Vertreter der

Kieler Schule auf die Warnung, 
Deutschland sei dabei, seine infor
mationstechnische Industrie zu ver
lieren. Und im gleichen Sinne rea
gierte das Wirtschaftsministerium 
auf ein französisches Memorandum, 
das den sich immer mehr beschleu
nigenden Zerfall der europäischen 
Elektronikindustrie darlegte und Ge
genmaßnahmen der EG forderte. La
pidar heißt es im Gegenmemoran
dum: „Der Grundsatz der internatio
nalen Arbeitsteilung entsprechend 
den komparativen Kostenvorteilen 
gilt für alle Produktbereiche, d. h. 
auch für Hochtechnologieprodukte.“

Was eine Volkswirtschaft produ
ziert, welche Industrien sie hat -  so 
das Credo unserer Wirtschaftspolitik 
-  wird allein vom Markt bestimmt. 
Die Aufgabe des Staates besteht 
darin, die Voraussetzungen für einen 
funktionierenden Wettbewerb und 
damit einen funktionierenden Markt 
zu gewährleisten. Wir sind mit dieser 
Maxime in der Erhard-Zeit gut gefah
ren, verdanken ihr das deutsche 
Wirtschaftswunder. Heute aber ist 
die Frage unabweisbar geworden, ob 
wir wirklich gut daran tun, diese Ma

xime aus den 50er und 60er Jahren 
auf die jetzige, so andersartige Zeit 
zu übertragen.

Den beiden wirtschaftspolitischen 
Äußerungen, von denen wir ausgin
gen, liegen zwei Annahmen zu
grunde:

□  Erstens: Alle Industrien sind 
gleichwertig: 100 DM Kartoffelchips 
=  100 DM Computerchips.

□  Und zweitens: Jedes Land pro
duziert und tauscht jene Güter, bei 
deren Produktion es komparative 
Vorteile gegenüber seinen Handels
partnern hat.

Wenn also, so die praktische Kon
sequenz, Europas komparative Vor
teile bei der Produktion von Kartof
felchips liegen, so produziert es 
eben diese und tauscht die Compu
terchips von Japan ein. Mit dieser Ar
beitsteilung ist beiden gedient, jeder 
hat Wohlfahrtsgewinne.

All das ist makellose ökonomi
sche Logik -  solange man nicht an 
die Zukunft denkt. Die Problematik 
jedoch scheint auf, sobald man die 
Frage stellt: welche Volkswirtschaft
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hat die besseren Zukunftsaussich
ten -  die Kartoffelchip- oder die 
Computerchip-Volkswirtschaft?

Die klassische Theorie ist eine 
statische Theorie. Wir aber leben in 
einer industriellen Revolution. Da ist 
Schumpetersches, dynamisches 
Denken angesagt. Die statischen 
Grundannahmen unserer Wirt
schaftspolitik: die Vorstellung der 
Gleichwertigkeit aller Industrien und 
die Theorie der komparativen Vor
teile, gehen an den entscheidenden 
Realitäten der heutigen Weltwirt
schaft vorbei -  der neuen Realität 
der Hochtechnologien und der neuen 
Realität Japans.

Der Glaube an die Gleichwertig
keit aller Industrien war für uns un
schädlich, ja nützlich in der Erhard- 
Zeit. Damals ging es um die Indu
strien der ersten industriellen Revo
lution, in denen Deutschland führend 
war; der Markt regelte in der Tat au
tomatisch alles zu unseren Gunsten. 
Heute aber, in der Zeit der zweiten in
dustriellen Revolution, ist dieser 
Glaube zu einer tödlichen Gefahr für 
unsere Zukunft geworden. Die Mikro
elektronik, die Computerindustrie 
und andere Hochtechnologieindu
strien, die unsere klassischen Öko
nomen so leichten Herzens aufge
ben, um „etwas anderes zu produzie
ren“ , sind ja nicht nur die Wachs
tumsindustrien unserer Zeit und die 
Industrien, die hochqualifizierte und 
das heißt: hochbezahlte Arbeits
plätze anbieten. Sie sind vielmehr 
die strategischen Industrien, die 
über die Wettbewerbsfähigkeit auch 
der „alten“ Industrien und Dienstlei
stungen entscheiden. Wer hier die 
Kompetenz verliert, wird einseitig 
davon abhängig, daß ihm die Schlüs
selkomponenten aus Übersee zuge
liefert werden, ja er wird zunehmend 
die Kompetenz verlieren, die neue
sten Maschinen und Fabrikanlagen 
überhaupt zu entwickeln.

Einer anderen Zeit gehört ebenso 
die Theorie der komparativen Ko
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stenvorteile an, in deren Namen das 
Wirtschaftsministerium bereit ist, die 
europäische Elektronikindustrie ih
rem Schicksal zu überlassen.

Eine alte Theorie

Die Theorie wurde von Ricardo 
Anfang des 19. Jahrhunderts ent
wickelt und nimmt ihren Ausgangs
punkt von der Beobachtung, daß die 
einzelnen Länder unterschiedliche 
natürliche Ressourcen haben. Jedes 
Land hat deshalb -  wenn nicht abso
lut, dann zumindest relativ -  Vorteile 
in der Produktion jener Güter, für die 
es dank natürlicher Gegebenheiten 
besonders geeignet ist: England 
tauscht Wolle gegen Wein aus Portu
gal. Anfang unseres Jahrhunderts 
wurde die Theorie dann neu formu
liert mit Hilfe des Konzepts der unter
schiedlichen „Faktorausstattung“ -  
also der Ausstattung mit Boden, Ka
pital und Arbeitskräften: Das an billi
gen Arbeitskräften reiche Indien ex
portiert arbeitsintensive Produkte 
wie Textilien und importiert kapitalin
tensive Produkte wie Maschinen aus 
dem kapitalreichen Europa oder 
Amerika.

Was diese Theorie erklärt, ist der 
kompl ementäre, inten  ndustriel le

Die Autoren
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Deutschland in Italien. Er 
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fraktion.

Handel. Seit dem Zweiten Weltkrieg 
jedoch besteht ein immer größerer 
Teil des Welthandels aus ,,/nfra-indu- 
striellem Handel“ -  also aus dem 
Tausch von Automobilen gegen Au
tomobile, von Computern gegen 
Computer usw. Dieser Handel aber 
läßt sich nicht mit der Annahme ge
gebener Vorteile erklären.

Geradezu irrelevant wird die klas
sische Theorie, wenn es um die Er
klärung des Handels in den neuen 
Hochtechnologiegütern geht. Wenn 
Japan heute den Weltmarkt für Spei
cherschaltkreise und für Flüssigkri
stall-Bildschirme dominiert, und 
wenn die Amerikaner den Markt für 
Mikroprozessoren und Computer do
minieren, während Europa in all die
sen Bereichen so gut wie keine Rolle 
spielt, dann hat dies nichts mit unter
schiedlicher Faktorausstattung zu 
tun. Die Ausstattung mit Kapital und 
qualifizierten Arbeitskräften (For
scher, Ingenieure, Facharbeiter) ist 
in allen drei Regionen grundsätzlich 
gleich. Hier gilt vielmehr ein neues 
Gesetz -  das Gesetz der „first mover 
advantages“ : Wer eine Hochtechno
logieindustrie zuerst aufbaut, der hat 
sie und behält sie. Die „komparativen 
Vorteile“ der Hochtechnologiezeit 
sind nicht mehr gegeben, sondern 
gemacht. Und wer einen solchen 
Vorteil einmal etabliert hat, dem ist er 
kaum mehr zu nehmen.

Letzterer Umstand ist entschei
dend. Er erklärt sich daraus, daß die 
neuen Großtechnologien des Infor
mationszeitalters : höchstintegrierte 
Chips, Flüssigkristall-Bildschirme, 
Telefon-Vermittlungssysteme, Su
percomputer usw., neuartige ökono
mische Merkmale haben, die das 
klassische Modell des perfekten 
Wettbewerbs unanwendbar machen:

□  Da sind, erstens, die hohen, oft in 
die Milliarden gehenden Fixkosten 
sowohl für die Forschung und Ent
wicklung als auch für die Produk
tionsanlagen. Um diese Kosten zu 
amortisieren, sind riesige Produk
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tionsvolumina nötig. Die Märkte für 
die neuen Großtechnologien haben 
also nur für wenige Anbieter Platz -  
sie sind oligopolistisch strukturiert.

□  Dasind, zweitens, die steigenden 
Skalenerträge-, je mehr man produ
ziert, um so geringer werden die 
Stückkosten. Während in den alten 
Industrien die optimale Betriebs
größe meist bald erreicht ist und von 
da an die Skalenerträge sinken, stei
gen sie bei den neuen Großtechnolo
gien über eine lange Strecke der Pro
duktionskurve an. Boing hat einen 
Anteil von 60% am Weltmarkt für 
große Passagierflugzeuge, und noch 
immer ist der Effekt der steigenden 
Skalenerträge nicht erschöpft. Der 
Grund für die steigenden Skalener
träge liegt zunächst einmal in den 
hohen Fixkosten: je größer die Zahl 
der Produktionseinheiten wird, auf 
die man sie umlegen kann, um so ge
ringer werden die Stückkosten. Noch 
wichtiger ist jedoch ein zweiter Ef
fekt: der Lernkurveneffekt -  je mehr 
Halbleiterchips man produziert, um 
so besser lernt man die überaus 
komplexen Produktionsprozesse zu 
beherrschen, und um so höher ist die 
Ausbeute an fehlerlosen Chips.

□  Da ist, drittens, die Rolle der 
Standards: Als IBM für seine Perso
nal Computer den Intel-Mikroprozes- 
sor wählte, da wurde dieser zum 
weltweiten Standard, und Intel, ge
stützt auf seine Urheberrechte, zum 
Monopolisten.

□  Und da sind schließlich die Ver- 
netzungs- oder Rückkopplungsef
fekte: Dort, wo sich die Chipherstel
ler am besten entwickeln, entwickeln 
sich naturgemäß auch die Zulieferer 
am besten. Die Chip-Fabriken in Ja
pan sind denn auch umgeben von ei
nem Kranz von Zulieferindustrien: 
Herstellern von Reinstsilizium, 
Reinstchemikalien, Reinsträumen, 
von Produktions- und Testgeräten für 
Chips, von Keramikgehäusen für 
Chips usw. Nur in Japan gibt es heute 
eine vollständige Zulieferkette für

WIRTSCHAFTSDIENST 1992/V

Chip-Fabriken, und Experten sagen 
voraus, daß vielleicht schon die über
nächste Generation der höchst
integrierten Chips überhaupt nur 
mehr in Japan produziert werden 
kann.

Alle diese neuen Merkmale laufen 
auf eines hinaus: Die Markt-Eintritts
barrieren sind in den Hochtechnolo
gieindustrien ungleich höher als in 
den alten Industrien. Wer einmal im 
Markt etabliert ist, profitiert von stei
genden Skalenerträgen und baut 
seine Stellung immer weiter aus. 
Wer zu spät kommt, hat kaum mehr 
Chancen, in den Markt einzudringen. 
Von dieser Regel gibt es nur zwei 
Ausnahmen: Entweder kann der 
Neuankömmling durch eine neue 
Technologie die akkumulierten Vor
teile der etablierten Hersteller ent
werten, oder aber -  er bekommt aus
reichende staatliche Hilfe. Beispiele 
für das letztere sind die Chipindu
strie der Japaner und das Airbus- 
Konsortium der Europäer.

Die Trennung der 
Wertschöpfung

Von Unverständnis für die neuen 
ökonomischen Charakteristiken der 
Hochtechnologien zeugt schließlich 
auch die unter klassischen Ökono
men verbreitete Ansicht, es sei doch 
gleichgültig, wem eine Fabrik in Eu
ropa gehöre -  den Europäern oder 
den Japanern. Überprüfen wir die 
Ansicht am Beispiel der Halbleiter
industrie und nehmen wir an, im 
Jahre 2000 seien a//eChipfabriken in 
Europa Dependancen japanischer 
Chiphersteller. Was wären die Fol
gen für die Europäer?

□  Zunächst einmal: Die Entwick
lung der neuen Speicherchip-Gene
rationen fände dann ausschließlich 
in Japan statt. Damit fällt der erste 
große Posten in der Wertschöpfung 
ausschließlich an die Japaner. 
Schon heute kostet die Entwicklung 
des 64-Megabit-Chip eine Milliarde 
DM, und die Entwicklungskosten für

die nächsten Generationen werden 
noch weit darüber liegen.

□  Der neu entwickelte Chip geht 
sodann in die Produktion -  natürlich 
in Japan. Die Japaner profitieren von 
den hohen Anfangspreisen. Nach ei
niger Zeit -  die Preise sind nun ge
sunken -w ird  die Produktion auch in 
den europäischen Fabriken aufge
nommen. Die Fertigungs- und Test
geräte kommen ebenso wie die 
Reinstraumtechnik aus Japan. Auf 
diese Weise fällt auch der zweite 
große Teil der Wertschöpfung an die 
Japaner. Die Produktionslinie für den 
64-Megabit-Chip wird bis zu zwei 
Milliarden DM kosten, und auch hier 
gilt, daß die Kosten für die künftigen 
Chipgenerationen noch weit höher 
liegen werden.

□  Was also bleibt für die Europäer? 
Nun, sie stellen die Arbeiterinnen 
und Arbeiter an den Produktionsli
nien, das mittlere Management und 
das Verkaufspersonal. All dies sind 
Aktivitäten mit relativ geringer Wert
schöpfung und das heißt: mit relativ 
geringen Löhnen.

Was für Halbleiter gilt, gilt ebenso 
für Großcomputer, Telefonvermitt
lungssysteme, hochauflösende 
Fernsehapparate, usw. Anders als 
bei den Technologien der ersten in
dustriellen Revolution kann man bei 
den Hochtechnologien die Aktivitä
ten mit hoher Wertschöpfung von de
nen mit geringer Wertschöpfung 
trennen. Die ersteren bleiben in Ja
pan, die letzteren werden der techno
logischen Kolonie überlassen.

Dies führt zur zweiten neuen und 
großen Realität der heutigen Welt
wirtschaft: Japan. Es gibt in der 
Triade der hochentwickelten Regio
nen: Amerika-Westeuropa-Japan, 
nicht nur eine Form der Marktwirt
schaft, sondern drei:

□  die kapitalistische Marktwirt
schaft Amerikas,

□  die sozialgesteuerte Marktwirt
schaft Deutschlands,
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□  die in die Zukunft gesteuerte 
Marktwirtschaft Japans.

Die japanische Form der Markt
wirtschaft ist offensichtlich dem 
amerikanischen ebenso wie dem 
deutschen System überlegen.

Als Japan nach dem Zweiten 
Weltkrieg seine Wirtschaft wieder 
aufbaute, da riegelte es den eigenen 
Markt gegen Einfuhren ebenso wie 
gegen Auslandsinvestitionen ab und 
lenkte, seit Ende der 60er Jahre, die 
Wirtschaft durch eine zielsichere In
dustriepolitik in die strategischen Zu
kunftstechnologien. In den 70er Jah
ren ging Japan dann im großen Stil 
zum Export über. Der protektionierte 
und hochprofitable Heimatmarkt 
subventionierte die Dumpingan
griffe, mit denen die Japaner die 
Weltmärkte eroberten. Japan führte 
in die Freihandelswelt des GATT 
eine neue Art des Handels ein, für die 
Peter Drucker1 die Bezeichnung 
„gegnerischer Handel“ prägte. Es ist 
ein Handel, der nicht nur auf Teil
nahme am Weltmarkt abzielt, son
dern auf seine Eroberung -  ein Han
del, der die Industrien des Handels
partners zerstört.

In dem Maße, wie die eigene Indu
strie Wettbewerbsüberlegenheit ge
wann, begann Japan dann seit Mitte 
der 70er Jahre seine Handels- und 
Investitionsbarrieren abzubauen. 
Heute ist Japan das Land mit den 
niedrigsten Zöllen und den wenig
sten quantitativen Einfuhrbeschrän
kungen. Doch nun zeigte sich, daß 
formale Barrieren nicht mehr nötig 
waren, um Importe und ausländische 
Direktinvestitionen draußen zu hal
ten. Nun griffen die strukturellen Bar
rieren der japanischen Wirtschaft 
und Kultur: das System der horizon
talen und vertikalen Industriegrup
pen (keiretsu), das unter Kontrolle 
der Industrie stehende Einzelhan
delssystem, die exorbitanten Immo-

' Peter D r u c k e r : The New Realities, Hei
nemann Professional Publishing, Oxford 
1989, S. 122 f.
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bilienpreise, die geschlossene Ge
sellschaft Japans.

Weiterhin ist so der japanische 
Markt für Güter, die Japan selbst her
stellt, weitgehend geschlossen. Dies 
gilt insbesondere für strategische 
Hochtechnologiegüter. So war 1987 
der japanische Markt für wissensba
sierte Produkte zu 94% in der Hand 
japanischer Firmen; nur 6% dieser 
Güter wurden importiert, und diese 
6% bestanden zu einem wesentli
chen Teil aus großen Passagierflug
zeugen, die Japan (noch) nicht 
selbst produziert. Nach wie vor ha
ben damit die japanischen Hoch
technologiefirmen ihren Heimat
markt für sich allein und können hier 
die Entwicklungskosten amortisie
ren: Die Preise für elektronische Gü
ter sind in Tokio bis zu 60% höher als 
die Preise derselben japanischen 
Güter in New York.

Von der Profitbasis des Heimat
marktes aus erobern die japani
schen Firmen den amerikanischen 
und den europäischen Markt durch 
Preiskämpfe und monopolisieren 
weltweit die strategischen Schlüs
seltechnologien. Mit ohnmächtigen 
Beschwörungen des Freihandels
prinzips sind diese Monopolstrate
gien nicht zu kontern. Und sie sind 
auch nicht zu kontern mit Dumping- 
Klagen im GATT: Die GATT-Verfah- 
ren sind langwierig, und wenn end
lich die Entscheidung kommt, ist die 
Industrie, die man schützen wollte, 
bereits unter dem japanischen An
griff untergegangen.

Die klassische Handelstheorie 
antwortet im übrigen auf dieses Pro
blem des einseitigen Protektionis
mus mit der Aussage, daß Freihan
del dem freihändlerischen Partner 
auch dann Vorteile bringt, wenn der 
andere Partner seine Industrie pro- 
tektioniert. Die neue Handelstheorie 
zeigt demgegenüber, daß bei strate
gischen Industrien beiderseitiger 
Protektionismus zwar für die Ge
samtwohlfahrt das schlechteste Er

gebnis bringt, jeder der beiden Han
delspartner jedoch immer noch bes
ser daran ist, als wenn er sich allein 
freihändlerisch verhielte2. Die Lö
sung kann also nicht sein, einseitig 
zu kapitulieren und Japan das Feld 
zu überlassen.

Was ist zu tun?

Soweit die neuen Realitäten und 
Theorien. Sie machen deutlich, daß 
für den Bereich der Hochtechnolo
gien die Axiome, von denen sich die 
deutsche Wirtschafts- und Handels
politik leiten läßt, den Bezug zur 
Wirklichkeit verloren haben. Sie ge
ben andererseits jedoch noch keine 
konkreten Rezepte, wie eine Wirt- 
schafts- und Handelspolitik für den 
Hochtechnologiebereich auszuse
hen hätte. Hier ist noch vieles Nach
denken erforderlich -  neues und zu
gleich behutsames Denken, das sich 
der Komplexität der Probleme be
wußt ist.

Folgende grundsätzliche Schluß
folgerungen lassen sich jedoch wohl 
schon heute ziehen:

□  So primär die Rolle der Unter
nehmen bleibt, so erfordert die Ent
wicklung der Hochtechnologieindu
strien doch ein Zusammenwirken 
von Staat und Wirtschaft. Die Wie
derherstellung und Sicherung der 
globalen Wettbewerbsfähigkeit in 
den neuen Hochtechnologien muß 
zu einer erklärten und zentralen Auf
gabe auch der Bundesregierung wer
den. Mit der französischen Regie
rung zusammen muß sie zugleich 
die Führung für eine solche Politik in 
der EG übernehmen.

□  Notwendig ist eine Gesamtstra
tegie. Sie muß ausgehen von einer 
Identifizierung der Stärken und

2 Siehe J. A. B r e n d e r :  Rationales for
Strategie Trade and Industrial Policy; in: Paul 
R. K r u g m a n (Hrsg.): Strategie Trade Po
licy and the New International Economics, The 
MIT Press, Cambridge, Massachusetts 1986, 
S. 36 ff. Zur neuen Handelstheorie vgl. ferner 
PaulR. K r u g m a n :  Rethinking internatio
nal Trade, The MIT Press, Cambridge, Massa
chusetts 1990.
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Schwächen unserer Wirtschaft und 
muß die Stärken optimal nutzen so
wie die Schwächen, dort, wo sie un
sere Zukunft gefährden, überwinden. 
Für sich alleinstehende Einzelpro
jekte, ad hoc unternommen, gleichen 
einem Schlag ins Wasser. Gesamt
strategie bedeutet auch, daß die ein
zelnen Politikbereiche zusammen
geführt und aufeinander abgestimmt 
werden -  von der Bildungspolitik 
über die Infrastrukturpolitik, Steuer- 
und Wirtschaftspolitik bis hin zur 
Handelspolitik.

□  Im Rahmen dieser Gesamtstra
tegie ist eine Industriepolitik nötig, 
und das heißt: Wir müssen unser 
grundsätzliches und entschiedenes 
Festhalten an Wettbewerb und Frei
handel ergänzen durch eine selek
tive Förderung der identifizierten 
strategischen Industrien. Wir ma
chen auch jetzt Ausnahmen vom 
Marktwirtschaftsprinzip, doch sie 
gelten, unter dem Druck politischer 
Lobbies, den alten Industrien wie 
Kohle und Werften. Wir müssen statt

dessen die Ausnahmen bei den Zu
kunftsindustrien machen; statt öko
nomisch irrational müssen die Aus
nahmen künftig rational sein.

□  Hand in Hand mit der Industrie
politik muß eine bilaterale (deutsche 
und europäische) Außenwirtschafts
politik gegenüber Japan gehen. 
Während der europäische Markt of
fen ist für die Exporte und Direktinve
stitionen der japanischen Hochtech
nologieunternehmen, ist der japani
sche Markt europäischen Hochtech
nologieunternehmen de facto weit
gehend verschlossen. Die Aufgabe 
ist, durch strategische Kooperatio
nen mit japanischen Firmen den eu
ropäischen Unternehmen den Auf
bau von Positionen auf dem japani
schen Markt zu ermöglichen. Indu
striepolitik muß die europäischen 
Unternehmen kooperationsfähig 
machen, Handelspolitik mit höflicher 
Festigkeit dafür sorgen, daß die japa
nischen Unternehmen unter dem 
„Zureden“ von MITI zu solchen 
marktöffnenden Kooperationen be

reit sind. Wenn z. B. Motorola für 
Toyota Automobilchips entwickelt 
und produziert, sollte es erreichbar 
sein, daß Siemens für Nissan das 
gleiche tut.
□  Gegenwärtig verfügt die Bundes
regierung über keine Institution, die 
fähig wäre, eine integrale Konzeption 
für globale Selbstbehauptung der 
deutschen Volkswirtschaft im Hoch- 
technologie-Zeitalter auszuarbeiten. 
Der erste Schritt könnte die Grün
dung eines „Sachverständigenrats 
für Strategische Wettbewerbs- und 
Handelspolitik“ sein. Der Rat sollte 
vom Bundeskanzler oder von Bun
deskanzler und Bundestag etabliert 
werden. Er sollte sich zusammenset
zen aus etwa zwölf Vertretern der 
Wirtschaft, der Regierung, der Ge
werkschaften und der Wissenschaft, 
die aufgrund ihrer persönlichen Qua
lifikation für die Aufgabe auszuwäh
len sind. Als Modell kann der 1991 
errichtete amerikanische „Competi
tiveness Policy Council“ dienen, der 
soeben seinen ersten Bericht an Prä
sident und Kongreß vorgelegt hat.

Michael Glos

Brauchen wir eine strategische Industriepolitik ä la MITI?

Der anhaltende Erfolg japani
scher Unternehmen auf den 

Weltmärkten wird in jüngster Zeit in 
Wirtschaft, Wissenschaft und Politik 
mit zunehmender Aufmerksamkeit 
verfolgt. Im Durchschnitt der 80er 
Jahre ist die japanische Wirtschaft 
mit real über 4% etwa doppelt so 
kräftig gewachsen wie die übrigen 
führenden Industrieländer. Japans 
Automobilhersteller sind ihren inter
nationalen Konkurrenten in Produkti
vität und Qualität turmhoch überle
gen. Man hat die Produktionstechnik 
revolutioniert (Stichwort: lean pro- 
duction =  schlanke Fertigung). Bei
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Großtechnologien wie Supraleiter 
und Bildverarbeitung hat Japan die 
bisher führenden USA weitgehend 
überholt. Manche „Visionisten“ spre
chen sogar davon, daß Japan bis 
zum 21. Jahrhundert zu einer Super
macht aufgestiegen sein wird, deren 
Einfluß sich nicht auf militärische 
Rüstung gründet, sondern auf seinen 
Technologievorsprung und die wirt
schaftliche Macht seiner Industrie
unternehmen, seiner Handelshäuser 
und Banken.

Bei den Gründen für die japani
sche Erfolgsstory ist man schnell ge

neigt, diese in der Rolle des Staates 
im Prozeß der japanischen Volks
wirtschaft zu suchen. Staat und Wirt
schaft in Japan erscheinen dem Au
ßenstehenden als geschlossene 
Einheit („Japan Incorporated“), wo
bei beim Abstimmungsprozeß zwi
schen öffentlicher Verwaltung und 
Unternehmen dem Handels- und In
dustrieministerium (MITI) eine be
sondere Rolle zugeschrieben wird. 
Die Wirtschaftsentwicklung wird von 
einer vorausschauenden Industrie- 
und Forschungspolitik flankiert und 
„gesteuert“ . Diese integrierte Wirt
schaftspolitik richtet gewissermaßen
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alle Kräfte von Regierung und Wirt
schaft an langfristigen großen Ziel
setzungen aus.

Das MITI moderiert den nationa
len Dialog über die Zukunft von Wirt
schaft und Gesellschaft. Es organi
siert und leitet insbesondere den „In
dustriestruktur-Rat“ , in dem Spitzen
manager, Beamte, Wissenschaftler, 
Gewerkschaftler und Journalisten 
vertreten sind, um die großen Orien
tierungslinien für die Zukunft zu erar
beiten. Jeweils zu Beginn eines Jahr
zehnts geht das MITI mit seinen „Vi
sionen“ über die künftigen wirt
schaftlichen, technologischen und 
gesellschaftlich-kulturellen Tenden
zen an die Öffentlichkeit. Daraus er
geben sich Aussagen über die 
Schlüsselbereiche für die Investiti
onen der neuen Dekade, die dann 
durch die Forschungs-, Wirtschafts
und Steuerpolitik des Staates vor
rangig gefördert werden.

Als sehr nützlich erweist sich da
bei das systematische Aufsaugen 
und Auswerten aller Informationen 
über technologische Trends in Ame
rika und Europa. Hier wirken die Au
ßenstellen des MITI, die japanischen 
Botschaften und Konsulate, die Han
delshäuser, Banken und Industrieun
ternehmen zusammen. Tausende 
von Übersetzern verfolgen die Fach
zeitschriften im Westen und machen 
alle neuen Erkenntnisse sofort der 
japanischen Forschung und Indu
strie zugängig.

Hat sich dann aus dem Dialog des 
MITI mit den gesellschaftlichen Kräf
ten ein Grundkonsens über das wei
tere forschungs- und industriepoliti
sche Vorgehen herausgebildet, 
schließen sich die beteiligten Unter
nehmen -  vom MITI koordiniert -  zu 
Entwicklungskonsortien zusammen, 
in denen sie die einzelnen Projekte 
des Gesamtprogramms gemeinsam 
durchführen. Sind die Grundtechno
logien erfolgreich entwickelt, tren
nen sich die Firmen wieder, um -  bei 
zumindest vorübergehender Ab

schottung des Inlandmarktes -  in 
den internationalen Wettbewerb ein
zutreten.

Hintergrund der vielfältigen Ab
stimmung in Japan -  und Vorausset
zung für ihren Erfolg -  stellt eine 
nicht zu unterschätzende und seit 
Jahrhunderten eingeübte Konsens
mentalität der japanischen Bevölke
rung dar. Das japanische Zusam
mengehörigkeitsgefühl hat seine 
Grundlage in der religiösen Über
zeugung der Menschen und äußert 
sich in einer hohen Arbeitsdisziplin, 
einem geringen Anspruchsdenken 
und einer dem Ganzen verpflichteten 
Grundeinstellung. Der Wohlstand 
und das private Glück des einzelnen 
werden gegebenenfalls dem Wohle 
der Gemeinschaft untergeordnet. 
Die staatlichen Einflußmöglichkei
ten auf die Unternehmensstrategien 
ergeben sich in Japan deshalb weni
ger auf der Grundlage gesetzlicher 
Regelungen, sondern fußen auf in
formellen, traditionsbedingten Ver
bindungen. Diese Voraussetzungen 
sind in der westlichen Hemisphäre 
nicht gegeben.

Gefahren strategischer 
Industriepolitik

Das Hauptproblem einer voraus
schauenden Industriepolitik des 
Staates sind Vorhersagen zur Ent
wicklung künftiger Schlüsseltechno
logien oder zur Bestimmung erfolg
reicher Absatzmärkte. Derartige 
Prognosen werden auch durch das 
Hinzuziehen von noch so vielen Ex
perten nicht sicherer -  weder in Ja
pan noch in einem deutschen oder 
einem anderen Beratungszirkel. 
Stellen sich aber die „Visionen“ einer 
staatlich moderierten „Konzertierten 
Aktion“ als falsch heraus, werden die 
darauf aufbauenden Engagements 
ganzer Wirtschaftszweige zu Fehlin
vestitionen. Im Falle eines deut
schen MITI dürften Rufe nach staatli
chen Ausgleichszahlungen und 
Schutzmaßnahmen nicht lange auf 
sich warten lassen. In Japan bereitet

dies aufgrund des weit verbreiteten 
Konsensprinzips weit weniger Pro
bleme. Die japanischen Aktionäre 
stellen kaum kritische Fragen über 
Erfolg oder Mißerfolg einer Investi
tion. Die Gewerkschaften verfolgen 
selten unternehmensunabhängige 
Ziele, und es fehlt weitgehend an ei
nem kritischen Journalismus. Hinzu 
kommt, daß für die japanischen Un
ternehmen durch vielfältige Abschot
tungsmaßnahmen auf dem Inlands
markt überhöhte Preise durchsetz
bar sind.

Die wirtschaftspolitischen Erfolge 
des MITI in Japan sind auch keines
falls so legendär wie allgemein getan 
wird. Es finden sich durchaus Bei
spiele für fehlgeschlagene Projekte. 
So ist der Versuch eindeutig ge
scheitert, eine eigenständige Flug
zeugproduktion aufzubauen. Die ja
panische Halbleiterindustrie, der 
vom MITI zunächst Steine in den 
Weg gelegt wurden, hat sich unab
hängig von staatlicher Unterstützung 
entwickelt. Erst nachdem dieser In
dustriezweig aus eigener Kraft an die 
Weltspitze gelangt war, begann man 
mit dessen staatlicher Förderung. 
Befürwortern einer „strategischen“ 
Industriepolitik bei uns mangelt es 
deshalb entweder an der notwendi
gen Kenntnis der Unterschiede der 
wirtschaftlichen und gesellschaftli
chen Systeme Japans und Deutsch
lands, oder es geht ihnen nur darum, 
den Staat in die Mitverantwortung 
unserer industriellen Zukunft hinein
zuziehen, nach dem Motto: „mitge
gangen, mitgehangen!“ In einer 
marktwirtschaftlichen Ordnung 
westlicher Prägung ist aber nun ein
mal der Unternehmer gefordert, die 
Märkte der Zukunft in einem „Trial- 
and-Error-Verfahren“ zu finden. Dies 
kann durch keine „kollektive Ver
nunft“ eines wie auch immer gearte
ten Kartells ersetzt werden.

Wir sollten uns deshalb nicht irre
machen lassen, durch Übertragung 
unvergleichbarer Dinge und durch
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Vermischung der Verantwortungsbe
reiche von Staat und Wirtschaft ä la 
MITI unsere Probleme lösen zu wol
len. Die Gefahr wäre zu groß, daß 
durch ein übergreifendes, wirt
schaftspolitisches Koordinations
gremium der Wettbewerb Schaden 
leidet, der Markt seine zentrale Len
kungsfunktion verliert und letztlich 
der Steuerzahler als Zechenzahler 
zurückbleibt. Je stärker sich die öf
fentliche Hand in eine interventioni 
stische Politik verstrickt, desto stär
ker wird die marktwirtschaftliche 
Funktion des Wettbewerbs ausge
höhlt und desto mehr konzentrieren 
sich die Unternehmen auf das Erlan
gen mannigfaltiger Sondervorteile 
durch den Staat, statt der Suche 
nach profitablen Produktionsmög
lichkeiten nachzugehen.

Die verschiedenartigen industrie
politischen Konzeptionen Japans 
und Deutschlands finden ihre Ent
sprechung in einem unterschiedli
chen Stellenwert des Wettbewerbs
rechts. Während dies bei uns als we
sentlicher Teil des marktwirtschaftli
chen Systems angesehen wird, ist 
das Kartellrecht in Japan, das nach 
dem Krieg auf Druck der Amerikaner 
zustande kam, nach wie vor ein 
Fremdkörper des Wirtschaftssy
stems. Kodifizierte gesetzliche Be
stimmungen der Wettbewerbspolitik 
spielen dort im Vergleich zu westli
chen Ländern nur eine geringe Rolle. 
Auch ist das japanische Antimono
polgesetz sukzessive entschärft 
worden, um größere Kollisionen mit 
der strategischen Industriepolitik zu 
vermeiden.

Zu bedenken ist schließlich, daß 
sich im Falle eines weltweiten „Indu
strial Targeting“ ä la MITI ein nicht 
unbeträchtliches handelspolitisches 
Konfliktpotential zusammenbrauen 
würde. Jede integrierte Strategie von 
öffentlicher Hand und privaten Unter
nehmen, konzentriert sektor- und 
produktbezogene Innovationen her
beizuführen, ist zwangsläufig mit
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dem massiven Aufbau von Exportka
pazitäten verbunden. Geballte Ex
portoffensiven einzelner Länder pro
vozieren aber Gegenreaktionen an
derer Länder und führen zu interna
tionalen Forderungen nach Import
schutz (siehe das Beispiel Japan/ 
USA bzw. Japan/EG). Die Gefahr 
wäre groß, daß der freie Welthandel 
auf der Strecke bliebe.

Von Japan lernen
Einer staatlichen Moderation im 

Bereich der Forschungs- und Indu
striepolitik ä la MITI eine Absage zu 
erteilen, bedeutet nicht, daß Wirt
schaft und Staat nicht vieles von Ja
pan lernen könnten. Da Länder wie 
Japan oder die aufstrebenden Län
der Asiens auf den Weltmärkten im
mer häufiger die Nase vorn haben, 
kommt es für uns darauf an, die 
Schwäche der eigenen Position im 
Vergleich zu den Japanern zu erken
nen und engagiert an die Problemlö
sung im eigenen Haus zu gehen, um 
eine Verbesserung der wirtschaftli
chen Effizienz unserer Wirtschaft zu 
erreichen.

In keinem anderen Industrieland 
wird in gleichem Maße in die Erneu
erung und Erweiterung der Produkti
onskapazitäten und in die Verjün
gung des Kapitalstocks investiert 
wie in Japan -  stets mit Blick auf 
künftige Technologien, Märkte und 
Konkurrenten. Unübertroffen ist die 
Flexibilität, mit der sich japanische 
Unternehmen veränderten Bedin
gungen anpassen. Um dies auch in 
Deutschland zu erreichen, gilt es 
eine Reihe von Produktivitäts-, Inno- 
vations- und anderen Standortnach
teilen abzubauen. Dies ist in einer 
wettbewerbsorientierten Marktwirt
schaft in erster Linie Aufgabe der Un
ternehmen selbst. Aber auch der 
Staat ist gefordert, die notwendigen 
gesetzlichen, wirtschaftlichen und 
sozialen Rahmenbedingungen zu 
schaffen, damit sich die deutschen 
Unternehmen im internationalen 
Wettbewerb behaupten können.

Viel wäre schon gewonnen, wenn 
es endlich gelänge, zu einem Kon
sens in Politik, Wirtschaft und Ge
sellschaft über den nötigen Vorrang 
von High-Tech als Voraussetzung für 
neue Industriezweige wie für die 
internationale Konkurrenzfähigkeit 
der gesamten Wirtschaft zu kom
men. Bisher gibt es leider noch viel
fältige Technologieengpässe in un
serem gesellschaftlichen Umfeld. 
Politiker der Oppositionsparteien, 
aber auch Medien und Verbände 
interpretieren ihre Verantwortung für 
die Zukunft unseres Landes allzuoft 
nur in Form von pauschalen Ängsten 
und Bedenken gegenüber neuen un
bekannten Gefahren. Unsere Unter
nehmen stoßen auf ein gesell
schaftliches und behördliches Klima 
der Bedenken und Behinderungen, 
ob in der Biotechnologie, Gentech
nik, Pharmazie oder bei der Magnet
bahn -  ganz zu schweigen von der 
Kerntechnik. Welcher Investor kann 
sich aber auf jahrelange Genehmi
gungsverfahren einlassen, wenn die 
Produktlebenszyklen immer kürzer 
werden?

Hinzu kommt, daß die Japaner 
Fortschritt mit Tradition und Tugend 
ins rechte Verhältnis zu setzen ver
mochten und dort nach wie vor Be
scheidenheit, Disziplin und Verant
wortung für das Gemeinwohl zur 
Geltung kommen. Bei uns setzen 
sich dagegen mehr und mehr An
spruchsdenken, Freizeitfetischis
mus und Einzelegoismen durch. Wir 
betreiben die Optimierung des per
sönlichen Wohlergehens und verfol
gen unsere Ansprüche auf Frieden, 
Freiheit und Umweltschutz ohne dar
über nachzudenken, auf welcher 
ökonomischen Basis dies in Zukunft 
geschehen soll. Offensichtlich sind 
wir mittlerweile ein Volk geworden, 
daß erntet und nicht mehr sät! Die 
Folge: Weltweit höchste Löhne und 
Lohnnebenkosten, vereint mit einem 
Übermaß produktivitätshemmender 
Auflagen und eine im internationalen 
Vergleich hohe Belastung der Unter
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nehmen mit Steuern und Abgaben, 
bedrohen zunehmend die Produk
tion in deutschen Standorten. Hier 
gilt es in erster Linie für Unterneh
men, Gewerkschaften und Staat an
zusetzen.

Unabdingbar ist es auch, mehr 
über den Stand von Forschung und 
Produktionstechniken in Japan zu 
erfahren. Während die Japaner ge
nau wissen, was an unseren Max- 
Planck-Instituten und Fraunhofer-In- 
stituten passiert, wissen wir im allge
meinen wenig über Forschung und 
Entwicklung in Japan. 95% der dorti
gen wissenschaftlichen und techni
schen Veröffentlichungen sind nur in 
japanisch geschrieben. Wir machen 
uns aber nicht die Mühe, sie überset
zen zu lassen bzw. die japanische 
Sprache zu lernen. Es muß deshalb 
darum gehen, die geographische 
Entfernung, die fremde Sprache und 
die unbekannte Kultur zu überwin
den und ein besseres Verständnis für 
Japan zu entwickeln. Zu denken 
wäre beispielsweise an bilaterale 
Forschungsprojekte zwischen deut
schen und japanischen Wissen
schaftlern und an die Einrichtung be
sonderer Lehrstühle an deutschen 
Hochschulen, die die Vermittlung 
von Wissen über die japanische Kul
tur, Wirtschaft und Sprache zum Ziel 
haben. Auch die Gründung eines 
„Japan-Zentrums“ z. B. an einer 
deutschen Universität, an dessen Fi
nanzierung sich auch die Wirtschaft 
beteiligen sollte, wäre ein nachden
kenswerter Vorschlag.

Das Bildungssystem in der Bun
desrepublik muß künftig ebenfalls 
stärker der japanischen Herausfor
derung gerecht werden. Bisher wird 
an unseren Schulen und Hochschu
len zu lange, zu wenig und oft das 
Falsche gelernt. Wir können aber 
nicht die notwendigen Herausforde
rungen einer immer schneller wer
denden wirtschaftlichen und techno
logischen Entwicklung mit 30jähri- 
gen Hochschulabsolventen beste

hen, deren Wissen bei Berufsbeginn 
nicht selten schon obsolet ist. Es ist 
deshalb dringend erforderlich, daß 
wir die Ausbildungspläne an unseren 
allgemeinbildenden Schulen und un
seren Universitäten straffen und stär
ker an den Erfordernissen der Wirt
schaft ausrichten. Wir brauchen 
mehr Naturwissenschaftler und 
Techniker statt einen Akademiker
überschuß bei Soziologen und Poli
tologen. Insgesamt gesehen ver
langt die Verlagerung volkswirt
schaftlicher Wertschöpfung in immer 
höherwertigere Bereiche erhöhte 
Anforderungen an die Qualifikation 
unserer Arbeitskräfte.

Es ist auch mehr Wettbewerb zwi
schen unseren Hochschulen vonnö
ten. In den ersten Jahrzehnten des 
20. Jahrhunderts waren Universitä
ten wie Berlin, Göttingen, Tübingen 
und München weltberühmt. Wer da
gegen heute nach den großen Uni
versitäten der Welt fragt, der hört 
amerikanische Namen: Stanford, 
Harvard, MIT und Princeton. In Ja
pan sind es Universitäten wie Todai 
und Kyoto, die wesentlich dazu bei
tragen, den nötigen Elitenachwuchs 
heranzubilden. Wir werden deshalb 
nicht darum herumkommen, unser 
Hochschulsystem stärker als bisher 
auf die Förderung von Hochleistun
gen auszurichten, nicht zuletzt, um 
das Abwandern des Nachwuches ins 
Ausland zu verhindern.

Kooperationen zwischen den 
Herstellern

Im Forschungsbereich muß es 
darum gehen, bei den Schlüssel
technologien verstärkt zu Koopera
tionen zwischen den großen Herstel
lern zu kommen, z. B. im Bereich der 
Mikroelektronik. Dieser Weg ist in ei
ner Welt der Globalisierung von 
Technik und Märkten erfolgverspre
chender als das bisherige Nebenein
ander von Forschungen verschiede
ner Wissenschaftlerteams zu den
selben Themen. Es muß auch nach 
Wegen gesucht werden, die Verbin

dung zwischen Basisforschung und 
Produktanwendungen enger und rei
bungsloser zu gestalten. Dies ist er
forderlich, wollen wir vermeiden, daß 
Basiserfindungen bei uns gemacht 
und von japanischen Firmen in Pro
dukte umgesetzt werden.

Die deutschen Unternehmen sind 
außerdem ständig gefordert, neue 
Strukturen in Organisation und Ferti
gung zu entwickeln. Die Produktion 
muß „schlanker“ gemacht werden, 
um im internationalen Wettbewerb 
mithalten zu können. So wird der Er
folg japanischer Unternehmen zum 
großen Teil dem Umstand zuge
schrieben, daß diese mit weniger 
Fertigungsstunden auskommen, 
Montagefehler besser ausschalten, 
mehr auf „Just-in-time“-Zulieferer 
bauen, Mitarbeiter in Arbeitsgruppen 
besser motivieren und geringere Ab
wesenheitsquoten aufweisen als die 
Konkurrenten in den USA und Eu
ropa.

Für die Industriepolitik in Deutsch
land bedarf es nach wie vor einer kla
ren Trennungslinie zwischen der Ver
antwortung der Unternehmen und 
derjenigen des Staates. Die Anpas
sung an die Veränderung von Markt
daten muß sich auf der Basis dezen
traler Entscheidungen im Wettbe
werb vollziehen. Dies ist und bleibt 
Aufgabe der Unternehmen. Sie müs
sen selbst die adäquaten Antworten 
auf die neuen Herausforderungen 
des verstärkten internationalen 
Wettbewerbs, des technologischen 
Wandels und der Umsetzung neuer 
Technologien finden. Die öffentliche 
Hand darf nur flankierend tätig wer
den. Sie ist gefordert, die notwendi
gen Rahmenbedingungen zu schaf
fen, damit sich die deutsche Wirt
schaft im internationalen Wettbe
werb behaupten kann. Hier gibt es 
Möglichkeiten und Notwendigkeiten 
genug, wo der Staat tätig werden 
kann, statt sich in das gefährliche 
Abenteuer einer „strategischen“ In
dustriepolitik zu stürzen.
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